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Drudcsadie 1327 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler ■ Bonn, den 31. Oktober 1959 

12 — 52322 — 4289/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
. Mineralölsteuergesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Bundestages herbeizuführen. 

Bund, Länder oder Gemeinden werden bei der Durchführung 
des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und für Wirtschaft gemeinsam erstellt worden. 

•Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 23. Oktober 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Die Bundesregierung hält den Entwurf und seine Begründung 
aufrecht. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 







Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr, Hans Heger 
Bad Godesberg. Goethestraße 54. Telefon 35 51 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 1 . 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

§ 8 des Mineralölsteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. Dezember 1957 {Bun- 
desgesetzbl. I S. 1833) und der Verordnung zur An- 
passung von Verbr auchsteuer gesetzen und von 
Durchführungsverordnungen zu Verbrauchsteuer- 


gesetzen an den Zolltarif 1958 vom 2. Januar 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 3) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In Absatz 1 werden die Nummern 4 und 5 ge- 
strichen. 

2. Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Mineralöl darf in den folgenden Fällen 
steuerbegünstigt unter Steueraufsicht verwen- 
det werden; 


Nr. 

Art des Mineralöls 

Verwendungszweck 

Steuersatz 
für 100 kg 
Eigengewicht 

1 

alle Mineralöle 

als Probe zu Untersuchungszwek- 
ken 

frei 

2' 

alle Mineralöle 

chemische Umwandlung in andere 
Stoffe als Mineralöle 

frei 

3 

Schweröle und Reinigungsextrakte 
mit einem Flammpunkt im ge- 
schlossenen Tiegel über 55^^ C, bei 
deren Destillation nach DIN 51752 
bis 250"^ C weniger als 40 Raum- 
hundertteile übergehen 

unmittelbares Verheizen 

bis 31. Dezember 1962 
3,— DM 

ab 1. Januar 1963 
frei 

4 

die in Nr. 3 genannten Schweröle 
und Reinigungsextrakte 

Antrieb von Gasturbinen in orts- 
festen Anlagen zur Stromerzeu- 
gung 

1. Oktober 1959 bis 
31. Dezember 1962 

3,— DM 




ab 1. Januar 1963 
frei." 


Artikel 2 

Die Steuerschuld für Schweröle und Reinigungs- 
extrakte, die sich beim Inkrafttreten dieses Geset- 
zes in einem Zollsicherungsverkehr zur Abgabe an 
andere Zollsicherungsverkehre zum unmittelbaren 
Verheizen befinden, wird beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes in Höhe von 3 DM für 100 kg unbedingt. 


Artikel 3 

Die Bundesregierung kann, nachdem dem Bundes- 
rat Gelegenheit zur Stellungnahme binnen 2 Wo- 
chen gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bundestages durch Rechts Verordnung mit Wirkung 
bis spätestens 31. Dezember 1962 die Steuersätze 
in § 8 Abs. 2 Nr. 3 und 4 des Mineralölsteuergeset- 
zes senken, wenn dies aus gesamtwirtschaftlichen 
Gründen notwendig ist, oder sie bis auf das An- 
derthalbfache erhöhen, wenn dies aus gesamtwirt- 
schaftlichen Gründen und zur Anpassung des Stein- 
kohlenbergbaues an eine wesentliche Veränderung 
des Energiemarktes erforderlich ist. 


Artikel 4 

Das Aufkommen aus der Besteuerung der Schwer- 
öle und Reinigungsextrakte nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 
und 4 des Mineralölsteuergesetzes dient zur Dek- 
kung von Ausgaben des Bundeshaushalts für Maß- 
nahmen zur Anpassung des Steinkohlenbergbaues 
und der Wirtschaftsstruktur der Steinkohlengebiete 
an die veränderte Lage auf dem Energiemarkt, ins- 
besondere zur Vermeidung sozialer Härten. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am achten Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Drucksadle 1327 


Begründung 


I. 

Auf dem Energiemarkt vollzieht sich zur Zeit ein 
grundlegender Strukturwandel. Die Steinkohlen- 
förderung ist seit längerer Zeit höher als der Ab- 
satz. Die Halden sind inzwischen auf etwa 17 Mio t 
angewachsen. 

Der Steinkohlenbergbau hat Maßnahmen eingelei- 
tet, um sich der veränderten Struktur des Energie- 
marktes anzupassen. Er ist bestrebt, durch eigene 
Anstrengungen — Rationalisierung, Stillegung un- 
rentabler Betriebe oder Betriebsteile und andere 
geeignete Maßnahmen — seine Wettbewerbsfähig- 
keit zu verbessern. Das erfordert Zeit. Die Bundes- 
regierung will dazu beitragen, dem Steinkohlen- 
bergbau die Anpassung an die veränderte Lage auf 
dem Energiemarkt zu erleichtern. Sie hat vor allem 
den Wunsch, soziale Härten zu vermeiden. Sie will 
mit diesem Gesetz zugleich die Voraussetzungen 
dafür schaffen, daß die im Bergbau verbliebenen 
Bergleute einen angemessenen Ausgleich für den 
Verdienstausfall, der ihnen durch eine übermäßige 
Zahl von Feierschichten entstanden ist, erhalten. 
Die Bundesregierung schlägt daher eine Besteue- 
rung des leichten, mittleren und schweren Heizöls 
in Höhe von 3 DM/ 100 kg vor, und zwar in der 
Form, daß im Mineralölsteuergesetz die bisherige 
Verbrauchsteuerfreiheit des Heizöls insoweit ein- 
geschränkt wird. Die Besteuerung des Heizöls soll 
eine Übergangsmaßnahme sein; sie soll am 31. De- 
zember 1962 enden. Nicht besteuert werden die 
Mineralöle, die zur chemischen Umwandlung in an- 
dere Stoffe als Mineralöle verwendet werden. 

Die entsprechenden Bestimmungen sind in Artikel 1 
Nr. 2 des Entwurfs (Neufassung des § 8 Abs. 2 
Nr. 3 des Mineralölsteuergesetzes) enthalten. Arti- 
kel 2 dient dazu, die Heizölmengen zu besteuern, 
die sich beim Inkrafttreten des Gesetzes im Handel 
befinden, während die Mengen, die sich im Besitz 
des Endverbrauchers befinden, steuerfrei bleiben. 

Um den mit dem Gesetz angestrebten Zweck zu 
erreichen und die Steuer den Notwendigkeiten der 
jeweiligen Entwicklung auf dem Energiemarkt an- 
passen zu können, ist in Artikel 3 des Entwurfs 
eine Ermächtigung für die Bundesregierung vor- 
gesehen, unter Mitwirkung der gesetzgebenden 


Körperschaften durch Rechtsverordnung die Steuer 
zu ermäßigen oder zu erhöhen, wenn dies aus ge- 
samtwirtschaftlichen Gründen notwendig ist. Eine 
Erhöhung der Steuer ist an die zusätzliche Voraus- 
setzung geknüpft, daß sie zur Anpassung des Stein- 
kohlenbergbaues an eine wesentliche Veränderung 
des Energiemarktes erforderlich ist. Als Höchst- 
grenze ist das Anderthalbfache des Steuersatzes 
nach Artikel 1 vorgesehen. 

Mit dem Gesetz werden keine fiskalischen Zwecke 
verfolgt. Deshalb ist in Artikel 4 die Zweckbindung 
der aufkommenden Mittel vorgesehen. 

Der Kabinettsausschuß für Wirtschaft wird in stän- 
diger enger Fühlungnahme mit den Landesregie- 
rungen die Entwicklung auf dem Energiemarkt und 
die Auswirkungen dieses Gesetzes laufend beob- 
achten, um zu gewährleisten, daß die im Gang be- 
findlichen strukturellen Wandlungen auf dem Ener- 
giemarkt sich ohne wirtschaftliche oder soziale 
Störungen vollziehen. 

IL 

Neben diesem Hauptteil enthält der Entwurf noch 
zwei kleine Änderungen des geltenden Mineralöl- 
steuerrechts, die aus wirtschaftlichen Gründen er- 
forderlich sind. 

a) Die Steuerbegünstigung für Mineralöle zur che- 
mischen Umwandlung (§ 8 Abs. 1 Nr. 4 des Mine- 
ralölsteuergesetzes in der geltenden Fassung) ist 
bisher auf Verfahren beschränkt, die am 1. Februar 
1953 großtechnisch noch nicht angewendet wurden. 
Diese Einschränkung ist nicht mehr gerechtfertigt; 
sie soll fallen (Neufassung § 8 Abs. 2 Nr. 2 des 
Mineralölsteuergesetzes in Artikel 1 Nr. 2 des 
Entwurfs) . 

b) Heizöl, das nicht zum unmittelbaren Verheizen, 
sondern zum Antrieb von Gasturbinen verwendet 
wird, ist bisher mit der vollen Mineralölsteuer be- 
lastet. Es ist wirtschaftlich gerechtfertigt, ihm, so- 
weit es zur Energieversorgung dient, die gleiche 
steuerliche Behandlung einzuräumen wie dem Heiz- 
öl, das unmittelbar verheizt wird (Neufassung § 8 
Abs. 2 Nr. 4 des Mineralölsteuergesetzes in Arti- 
kel 1 Nr. 2 des Entwurfs). 
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Anlage 2 


Begründung des Bundesrates 
zur Ablehnung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 


Es wird nicht verkannt, daß dem Steinkohlenberg- 
bau geholfen werden muß und die beabsichtigten 
Maßnahmen für den Bergarbeiter notwendig sind. 
Die Aufbringung der hierzu erforderlichen Mittel 
kann indes nicht einseitig durch den Heizölver- 
braucher erfolgen, sondern ist eine Aufgabe der 
Allgemeinheit. Das bedeutet aber, daß die beab- 
sichtigten sozialen Maßnahmen aus den üblichen 
Steuern über den Bundeshaushalt finanziert wer- 
den müssen. 

Die Einführung einer Heizölsteuer ist zudem nicht 
das geeignete Mittel, um dem Steinkohlenbergbau 
zu helfen. Eine Besteuerung des Heizöls kann — ent- 
gegen der Auffassung der Bundesregierung — das 
weitere Wachsen seines Marktanteils nicht entschei- 
dend verlangsamen. Erzeuger und Händler werden 
die vorgesehene steuerliche Belastung weitgehend 
selbst tragen, um sich ihren bisherigen Marktanteil 
zu sichern und diesen weiter zu vergrößern. Die aus 
der Einführung der Steuer erwartete Bremswirkung 
auf ein weiteres schnelles Vordringen des Heizöls 


auf dem deutschen Energiemarkt wird also aus- 
bleiben, so daß auch die durch die Steuer beab- 
sichtigte Erleichterung der Umstellung des Stein- 
kohlenbergbaues auf die neue strukturelle Lage 
nicht erreicht wird. 

Die Einführung einer Heizölsteuer wäre aber auch 
selbst bei Eintritt der von der Bundesregierung er- 
warteten Wirkung abzulehnen, weil die Belastung 
der ohnehin schon stärker belasteten Verbraucher 
in den revierfernen Bezirken im gesamtwirtschaft- 
lichen Interesse nicht zu verantworten wäre. Sie 
würde zudem auch große Teile der mittelständischen 
Wirtschaft treffen, die im Zuge von Rationalisie- 
rungsmaßnahmen und in Auswirkung der oft nicht 
bedienten Bezugsanforderungen an den Steinkohlen- 
bergbau in den letzten Jahren ihre Betriebe auf Öl- 
feuerung umgestellt und damit einen volkswirt- 
schaftlich wünschenswerten Beitrag zur Erhaltung 
der Konkurrenzfähigkeit ihrer Betriebe in Aus- 
nutzung des technischen Fortschritts geleistet haben. 
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